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Im Namen des Deutschen Volkes  

J 

In der Strafsache gegen 
1 . )  den Kaufmann* Hermann K 
2 . )  d i e  Rentner in Helene D 
3 . )  den Po ls te rer  Phi l  pp B 
4 . )  den Inval den Gustav B 
5 . )  d i e  Ehefrau B 

$01 innen=Gräjrath , 
6 . )  deN Fe ilenfıauer Ernst B aus Sol ingen=Grä.fro±N, 
7 . )  d i e  Packer in El f r iede B aus Solingen-Gräfmth, 
8 . )  .den H i l f sa rbe i te r  Hugo B aus Sol innen:-Grafrath . 
9 . )  den Hammer Hugo F aus Sol ínøenwâräjroth, 

IO.) den Schweißer Karl J aus Solingen-Gräfrath, 
l l . )  den' Inval iden Ernst G aus Sol Ingen, 

wegen Vergehens øeøen §5 1 und 4 der  VO des Hei  chspräsidenten zum Schutz 
von Volk und Staat vom 28. Februar I933, 

hat 'das Re i chsge r i ch t ,  5 .  Strafsenat, i n  der St tzuna vom 
17. Februar 1958, an der  tei lgenommen haben 

a l s  Richter :  

ı 

aus Wuppertal-Vohwinkel , 
aus I7upperta1=51ber.;'e1d, 

aus iMpper talaßarmen, 
aus Sol innen-Grdfrath, 

Fr ieder ike geb. aus 

der  Vizepräsident des Reichsgerichts Bruner a ls  Vors i t ze r  
und d i e  Re ichsgeriehtsråte Ka recke, Gondel I 

.Dr.Busse und Dr-.Bauer,* 
a l s  Beamter d e r  Staatsanwal tschajt; 

der  Retchsanwalt R ich ter ,  
.ı" a ls  
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als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der Sekretär Nina, 

auf die Revisionen der .Angeklagten Hermann , Philipp 84 | 
und Gustav B sowie der Staatsanuultschajt nach mündlicher 

Verhandlung für Recht erkannt: 
I. .Die Revisionen der .Angeklagten Hermann K , Rhilipp B und 
GuStav Barth gegen . das Ur teil des Landgerichts in W u p p e r t a 1 
vom 28. April 1957 werden verworfen. Jedem dieser drei Angeklagten 
werden die Kosten seines Rechtsmittels auferlegt. 

II. Die Revision der Staatsanwal schaft gegen das uorbezeichnete 
Urteil wird, soweit ee sich gegen die Freisprechung der Angeklagten 
Helene .q lrichtet, auf Kosten der Re ichskasse verworfen. 

III. Las uorbeeeichnete Ur teil wird, soweit dadurch die Ange klag» 
ten Frau B , Ernst e , Elfriede B Hugo B , Pc , JA | 
und G freigesprochen worden sind, mit den dem Urteil insoweit zu 
Grunde liegenden .Feststellungen aufgehoben; die Suche wird in diesem 
umfange zur neuen Verhandlung und Entscheidung a n d r e  Vorinstanz zu= 
ruckuerwiesen. 

von Rechts wegen 

G u n d e r 

I. Die Revisionen der Angeklagten Hermann K 
und Gustav B . 

1. Gegen die Rechtsgültigkeit der Verordnung des Politischen Pblí= 
zeikommandeurs der Länder, Preußische Geheime Stoatspolizei , vom 
29. April 1936, durch die die Sekte ,Stebenten=Tags=Jdventisten,Rejbrm= 
bewegung' Jürdms gesamte Reichsgebiet aufgelöst und verboten worden ist. 
bestehen keine durchgre ijenden rechtlichen Bedenken. .Die genannte Auf' 
lösungsverordnung ist,amf Grund des § l der VO des Re ichspräsidenten 
zum Schutz von Volk und Staat vom 28. .Februar 1935 (RGB1 I S. 83)' er= 
gangen. Diese Verordnung ist auf Grund des Art. 48 Abs. 2 der Reiehsvefl 
Fassung ,nur Abwehr kommunistischer staatsgejährdender Gewaltakte' er' 
lassen worden und hat bestimmt, daß verschiedene Artikel der Reichsver= 
Fassung, u.a. auch die Art. 125. 124, bis auf weiteres außer Kraft g2= 
setzt werden und daß daher gewisse Beschränkungen, u.a. auch solche des 
Vereins: und Versammlungsrechts, auch außerhalb der sonst htpnfur be= 
stimmten Grenzen zulässig sind. ES trifft zu, daß die auf ihre Gültig= 
zeit nachzuprüfende Aujüäsungsverordnung vom 29. April l 9}6 nicht aus 
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drucklich erklärt, daß durch die Bestrebungen der aufgelösten Sekte die 
Gefahr kommunistischer staatsgefährdender Gewaltakte hervorgerufen wer: 
de. Aus ihrer Begründung ergibt sich aber, daß diese Gefahr offenbar 
als vorliegend angenommen worden ist; denn es beißt in den Gründen der 
Auflösungsverordnung u.a. , die Anhänger der Sekte verweigerten den den; 
dienst und seien international eingestellt. Hieraus sowie aus der weiß- 

teren Erklärung, das Verhalten der Sekte sei geeignet, Verwirrung unter 
der Bevölkerung zu erregen, und endlich aus der Bezugnahme auf .5 l der 
VAG vom 28. Februar 1953. die ,nur Abwehr kommunistischer staatsgefähr= 
dender Gewaltakte' erlassen worden ist, muß aber entnommen werden, daß 
der Politische Pol izeikcmmandeur der Länder, also die damals~zuständi= 
ge polizeiliche Behörde in politischen Angelegenheiten, die Gefahr kom- 
munistischer, staatsgejährdender Gewaltakte auf Grund der Einstellung 
der Mitglieder der Sekte als vorliegend angesehen und ,zur flä ederher= 
Stellung der äfifentlichen Sicherheit und Ordnung' die Sekte aufgelöst 
und verboten hat. Diese Anordnung war eulässig und geboten, auch bevor 
die Verwirkt chung der befürchteten Gefahr in allergrößte Nähe gerückt 
war, denn es ist .Aufgabe der Polizei, solchen Gefahren rechtzeitig vor= 
zubeugen und nicht so lange zu warten, bis sie sieh verwirklicht haben. 
Auch solche vorbeugende Anordnung dient der Wiederherstellung der ff= 
fentlichen Sicherheit und Ordnung, wenn das Verhalten der Vereinigung, 
gegen die die POlizei vorgeht, geeignet ist, Verwirrung unter der Be= 
uölkerung zu erregen und damit die Gefahr ihrer Verwirklichung näher 
zu bringen (vgl. RGUrt. vom 25. Januar l9}4, 4 .D .244/33 -= JW"19}4 S. 767 Ur. 18; Res: Bd. 69' S. 341 bis 544; RGUrt. vom 3. Ihre l9}6, 
4 D 58/56 = BJ 1956 S. 689). Dies hat der Politische Polizeikommandeur 
der Länder aber ojjensichtltch angenommen und in der Aujlösungsverord= 
Rung auch in hinreichend deutlicher Heise zum Ausdruck gebracht. 

Ob die öffentliche Sicherheit und Ordnung durch das Verhalten der 
Mitglieder der Sekte tatsächlich erheblich gestört oder gefährdet und 
die Auflösung der Sekte deshalb nötig war, unterliegt lediglich der 
pjfl ichtgemdßen prufung der Pol ieeibehörde und darf'von deh ordentli- 
chen Gerichten nicht nochgeprüjt werden (vgl. Rühr t. vom 23. Januar 
1954, 4 D 244/35 = JH 1954 S. 767 Mr. 18; RaSt Bd. 69 S. 341 ı 347; 
RGUrt. vom 3. Hör: 1936, 4 D x .DU` 1936' s. 689). .Der Senat sieht 
auf Grund der .Ausführungen der Revisionsbegründung keinen Anlaß von 
dieser ständigen Rechtsprechung des Reichsgeríchts obeuweichen. 

Auch der .Art. 137 der Reichsverfassung steht der Gültigkeit der 
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AuflösungsVO vom 29.April 1956 nicht entgegen.Selbst wenn die Sekte 
,Siebenten=Tags=Adventisten,Reformbewegung' eine Rel igionsgesellschajt 

i.S. des § 137 der Re ichsvertossung und kein religiöser Verein i.S. 
des Ar t. 124 der Reichsverfassung gewesen ist, war ihre Auflösung doch 
zulässig, wenn ihre .Bestrebungen mit der Ordnung des Staotswesens uns 
vereinbar sind (vgl. BGSt Bd. 69 S. 341, 544 bis 347; RGUrt. vom 4.0k= 
toben 1935, 4 D 805/35 = JW' 1935 S. 3379 Nr. 8; vom 3. Harz 1956› 
4 .D 58/36 = .DJ` 1936 S. 689). .Daß dieser Fall hier vorliegt, ergibt 

sich aber aus der Begründung der Auflösungsverordnung, wonach die Hit: 
glieder der Sekte den Wehrdienst verweigern und international einge: 

stellt sind. Die Vertretung solcher Ansichten ist mit der Ordnung des 
nationalsozialistischen Staates gänzlich unvereinbar. 

2.- Auch gegen die Form der Bekanntmachung der AujlösungsVO vom 
29, April 1956 durch bloße Zustellung on den damaligen Leiter der Sek= 
te ergeben sich keine rechtlichen Bedenken (vgl. RG Ur t. vom 23.Januar 
1954› 4 .D 244/33 ± Je' 1934 S. 767 Nr. 18; vom 3. Harz 1936, 4 .D 58/36 
== BU' 1936 S. 669). Den Angeklagten ist die Aujlösungsverordnung, wie 
dem Zusammenhang der Ur teilsgründe zu entnehmen ist, bekannt gewesen, 
und sie hatten ihr daher FOlge zu leisten. Jede Zuwiderhandlung dage= 
gen war ein vorsätzliches Handeln. 

3›) da die auf die allgemeine Sachrüge hin erfolgte Nachprüfung 
des Ur teils hinsichtlich der Verurteilung der Angeklagten Hermann 
K , pni1zpp.e{ lund Gustav B auch sonst keinen Rechtsuer= 
stoß erkennen läßt, war ihre Revision als unbegründet zu uerwerfen. 

II. Die Revision der Staatsanualtschajt: 
1.) Soweit sie sich gegen die .Freisprechung der Angeklagten Hele= 

ne D richtet, ist sie unbegründet. Das Landgericht hat In einer 
in der Revisionstnstanz nicht angreíjboren Heise (vgl. §§ 261, }j7 
StPO) tatsächlich festgestellt, daß diese Angeklagte nur zweimal im 
Sommer 1936 die Eheleute K besucht, sich aber an der Abendmahls= 
Feier nicht beteiligt und auch weder den KaleNder noch die Druckschrifl 
,Gesundheit' erhalten habe. Das Landgericht hat es daher für durchaus 
möglich gehalten, daß diese Angeklagte die Eheleute Kumpel nur deshalb 
besucht habe, weil sie mit ihnen bekannt gewesen sei (vgl. 0x.s.7 und 
9). Bus Landgericht hat also angenommen, daß ihr noch dem Verbot keine 
Betätigung im sinne einer Aufrechterhaltung oder Unterstützung der vet 
botenen Sekte nachzuweisen sei. Das ist rechtlich nicht zu beanstanden 

2.) Hinsichtlich des Angeklagten Ernst B ist die .Frei sprea 
ehrung 
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Chung im Ur teil überhaupt nicht begründet worden. Sein Name findet 
sich nicht einmal in dem zweiten Absatz auf an 8.9, in welchem ausge= 
sprachen wird, daß ein Verstoß gegen das Verbot bei bestimmten Ange= 
klagten nicht habe nachgewiesen werden können, und auch sonst wird 
dieser Angeklagte in den Urteilsgründen überhaupt nicht erwähnt. .Der 
darin liegende' Verfohrensverstoß ist allerdings nicht gefugt worden. 
Der Mangel stellt sich aber auch sachlich-rechtlich als ein Fehler 
des Ur teils der, da das Reuisionsgericht infolge der fehlenden Begrün= 
Dung nicht nachprüfen kann, ob dieser .Angeklagte mit Recht freigespro= 
Chen .worden ist. Das Landgericht sei darauf hingewiesen, daß noch der 
Anklage Ernst B mit den Uitgliedern seiner Familie und in einigen 
Fallen auch mit den Angeklagten Ja und Gi | an den in der nun= 
rung der Eheleute B abgehaltenen Bibelstunden teilgenommen haben 
soll, (hierzu vgl. II J)- 

J.) .Die.Annahme des Landgerichts, den der Solinger Gemeinde arge= 
hörenden Mitgliedern der verbotenen Sekte könne ein Verstoß gegen das 
Verbot nicht mit Sicherheit nachgewiesen werden, weil die Abhaltung 
von Andachten im Fbmilienkreise, zu dem auch der Angeklagte Ja | 
gezählt habe, der bei den Eheleuten B regelmäßig seine Mahlzeiten 
eingenommen habe, für sich allein noch nicht gegen das Verbot der Sek= 
te verstoße, kann die .Freisprechung dieser .Angeklagten nicht rechter 
tagen. es ist allerdings selbstverständlich, daß die Abhaltung bloßer 
Andachten im Familíenkretse trotz des Verbots der Sekte den Personen, 
die der Sekte angehört haben, nicht verboten war. Verboten und strajä 
bar sind aber solche Andachten auch dann, denn die üitgdieder einer- 
Familie durch Abhaltung der Andachten im Familtenkreise über den Zweck 
der bloßen Andacht hinaus zugleich den zwischen den bisherigen um:= 
gliedern der Sekte bestandenen ZUsammenhalt im Rahmen ihrer Familie 
als einer Keimzelle für die künftige Wíedereräfjhung der Sekte dem 
verbot zuwider aufrechterhalten uvllten. Im vorliegenden Falle kommt 
hinzu, daß es sich zum Teil nicht einmal mehr um .Andachten im bloßen 
Famtlienkreise handelte, wenn zu ihnen außer den Familienangehörigen 
auch- fremde .Personen zugelassen wurden, wie im vorliegenden Fülle der 
nicht zur Familie B gehörige Angeklagte JA |. Dieser wurde da= 
durch, daß er regelmäßig seine mahlzeiten bei den Eheleuten B ein- 
nahm, noch nicht zum .Angehörigen der Familie B . Das Landgericht 
wird daher prüfen müssen, ab die bei der Familie B abgehaltenen 
Andachten auch dazu bestimmt waren, den Zusammenhalt zwischen den „frU- _ he=- 
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heren gjggligdenn der aufgelösten Sekte dem Verbote zuwider oufrechts 

euerhalten› den Betrieb der aufgelösten und verbotenen Sekte also 
.fortzusetzen. Nach der Anklage hat übrigens auch GY 1 an den Andacht 
den teilgenommen; daß sich dies nicht hat nachweisen lassen, hat das 

\ 

Landgericht bisher nicht gesagt. 
4.) Nach der Anklage hat Gustav B je ein Stück des Kalenders 

an die Angeklagten~F~ l»Jí::::] und G{ | weitergegeben. In der Aha 
nehme des Kalenders kann die Bekundung des Willens, den ZUsammenhalt 
zwischen den früheren Mitgliedern der aufgelöSten Sekte aufreehtzu= 
erhalten und ihre Bestrebungen weiter zu unterstützen, erblickt wenn 
den. Due Landgericht erschöpft insoweit die Anklage nicht, als es zu 
diesem Anklagepunkte überhaupt nichts sagt„ es wird prüfen müssen, ob 
diese Angaben der Anklage sutrejyen und wie es diese Handlungen tat= 
sächlich und rechtlich würdigt„ 

5.) Das angefochtene Urteil nur daher, soweit die Angeklagten 
Frau B .Ernst B : Elfriede B , Ergo B , Pp JZ 
und q freigesprochen worden sind mit den dem Urteil insoweit zu 
Grunde liegenden Feststellungen aufzuheben„ 

Die Entscheidung entspricht dem Antrage des oberreichsanunlte„ 
geh„ Brauner Ka recke Go edel 
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Busse Bauer 
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